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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.08.1995 

Geschäftszahl 

95/19/0164 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie VwGH E 1995/08/31 95/19/0137 3 

Stammrechtssatz 

Selbst auf dem Boden des E VfGH vom 16.6.1995, B 1611-1614/94-24, ist bei einer auf § 6 Abs 3 AufenthaltsG 
1992 gestützten Abweisung eines Antrages auf VERLÄNGERUNG der Aufenthaltsberechtigung keine 
Interessenabwägung iSd Art 8 MRK geboten. Denn dem Fremden steht danach das Recht zu, einen 
NEUANTRAG iSd § 6 Abs 2 zweiter Satz AufenthaltsG 1992 VOM INLAND AUS zu stellen. Eine 
Beeinträchtigung des Privatlebens und Familienlebens findet somit durch die Abweisung des 
Verlängerungsantrages wegen Versäumung der in § 6 Abs 3 AufenthaltsG 1992 genannten Frist in relevanter 
Weise nicht statt. 


